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Hohe Synode,

„Es genügt nicht, daß die kirchliche Bureaukratie das einschlägige Material kennt. Es ist unbedingt erforderlich, daß auch die Organe der kirchlichen Selbstverwaltung, nicht am wenigsten die Presbyterien, das ganze kirchliche Finanzwesen gründlich beherrschen, um die Tragweite bisheriger und zukünftiger Finanzgesetze vollständig übersehen zu können. Die damit verbundene Mühe ist nicht gering zu achten, sie hilft an ihrem Teile mit zum Bau des Reiches Gottes und zur Stärkung der evangelischen Kirche“.

Die Abschlußfeststellung des „Gutachtens der Kommission der in Duisburg vertretenen rheinisch-westfälischen Großstadtgemeinden zur Prüfung der landeskirchlichen Besteuerung“, beschlossen am 17. Januar 1916, hat der Vizepräsident der Ev. Kirche von Westfalen seiner Haushaltsrede im Herbst 1999 vorangestellt. 

Diese Erkenntnis ist nicht nur richtig, sie erlangt in einer Zeit, in der die kirchlichen Einnahmen und Ausgaben den Mitgliedern, aber auch der Öffentlichkeit insgesamt, nachvollziehbar erläutert und begründet werden müssen, eine zunehmend größere Bedeutung.

A.

Steuerreformen
1.
Für das Aufkommen an Kirchensteuer, die im wesentlichen die kirchlichen Einnahmen bestimmt, ist die Lohn- bzw. die Einkommensteuerentwicklung entscheidend.


Seit Jahren ist diese Steuer in der Diskussion, das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 hat bereits Veränderungen in der Einkommensteuer gebracht, die zu Steuerentlastungen bei den Bürgern, damit zu Steuerausfällen bei Bund, Ländern und Kommunen führt. Hieraus folgen zwangsläufig auch Mindereinnahmen bei den Kirchen. Zu beachten ist auch, daß die ursprünglich für das Jahr 2002 vorgesehene Absenkung des Einkommensteuertarifs von 22,9 v.H. auf 19,9 v.H. im Eingangssteuersatz und von 51 v.H. auf 48,5 v.H. im Spitzensteuersatz bereits 2001 erfolgt. Darüber hinaus wird der Grundfreibetrag von 13.499,-- DM auf 14.093,-- DM angehoben.

2.
Die Umsetzung der Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichtes vom 10. November 1999 sind in dem Gesetz zur Familienförderung vorgesehen. Für das Jahr 2000 bedeutet dies eine Anhebung des Kindergeldes für das erste und zweite Kind um jeweils 20,-- DM sowie die Einführung eines Betreuungsfreibetrages in Höhe von 3.024,-- DM für jedes Kind bis 16 Jahre. Im Jahr 2002 soll das Existenzminimum von 6.912,-- DM auf 7.452,-- DM je Kind angehoben und der Betreuungsfreibetrag auch auf Kinder über 16 Jahre ausgeweitet werden. Auch diese Maßnahmen werden sich aufkommensmindernd bei der Kirchensteuer auswirken.

3.
Kurz vor Weihnachten sind vom Bundeskanzler und dem Finanzminister Überlegungen zur Unternehmensteuerreform mit Senkung der Einkommensteuersätze bis zum Jahre 2005 vorgestellt worden. Gleichzeitig mit der Senkung des Eingangssteuersatzes von 25,9 v.H. im Jahre 1998 auf 15 v.H. im Jahr 2005 soll der Spitzensteuersatz von 53 v.H. (1998) auf 45 v.H. (2005) gesenkt werden.

4.
Die veröffentlichten Mindereinnahmen aus allen Reformmaßnahmen sollen bis zum Jahre 2005 74,88 Milliarden DM bei der Einkommensteuer betragen. Wir wissen, daß diese Beträge nicht exakt in Mindereinnahmen bei der Kirchensteuer umgerechnet werden können. Dies hat seinen Grund sicherlich nicht nur darin, daß zwischen Vorstellung und beschlossenem Gesetz noch viele Beratungs- und Entscheidungsschritte liegen. Völlig unabsehbar ist die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, die noch erheblichen Einfluß auf die tatsächliche Höhe der Steuerausfälle haben wird.

5.
Immer noch nicht geklärt ist die Frage nach der Einführung einer Zinsabgeltungssteuer. Im Gegensatz zur derzeitigen Zinsabschlagssteuer, die letztlich eine Belastung mit Einkommensteuer bedeutet, da die Abschlagssteuer lediglich vorläufigen Charakter besitzt, führt die Zinsabgeltungssteuer zur endgültigen Freistellung von der Einkommensteuer. Damit fehlt die Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer.

B.

Bemessungsgrundlage

1.
Bewußt ist bei diesem Überblick über geplante und beschlossene Steueränderungen auf Hochrechnungen im Blick auf mögliche Kirchensteuerausfälle verzichtet worden. Seriöse Schätzungen lassen sich derzeit nicht vornehmen und es ist ebenso fahrlässig mit zu hohen Ausfallzahlen entsprechend falsche Reaktionen bei den für die kirchlichen Finanzen Verantwortlichen herbeizuführen, wie sich und andere mit zu positiven Erwartungen in Sicherheit zu wiegen und auf zwingend notwendige Einsparungen zu verzichten.


Seit einigen Jahren ist bereits abzusehen und nun mit den letzten Reformvorschlägen für die Einkommensteuer bis zum Jahre 2005 auf dem Tisch, daß die 


Lohn-/Einkommensteuer durch zunehmende Entlastung der Steuerpflichtigen langfristig ihre starke Position als direkte Steuer verlieren wird.


Die Landessynode 1998 hat deshalb mit Beschluß 69 die Kirchenleitung gebeten, „Schritte einzuleiten, die zu einer anderen Bemessungsgrundlage (gemeint ist: als die Lohn-/Einkommensteuer) für die Kirchensteuer führen können“ (Anlage 1).


Die Überlegungen des Rheinland-Pfälzischen Ministerpräsidenten Beck, die durch den Hessischen Ministerpräsidenten Koch unterstützt wurden, zielten ebenfalls in die Richtung einer anderen Bemessungsgrundlage.


Der Synode ist deshalb zu berichten, wie sich der derzeitige Stand der Überlegungen darstellt:


Bei der Prüfung der Möglichkeiten, die Bemessungsgrundlage zu ändern, ist es unbedingt notwendig, sich zunächst Klarheit darüber zu verschaffen, welche Erfordernisse an ein kirchliches Finanzierungssystem zu stellen sind. Dabei sollten folgende Voraussetzungen erfüllt sein:


1.1
mitgliederbezogen


In erster Linie sollten die Mitglieder der Kirche die Aufgaben ihrer Kirche finanzieren. Das System sollte also mitgliederbezogen sein. 


1.2
gerecht


Die Mitglieder sollten ihre Kirche im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit unterstützen, d.h., das System sollte differenziert, gerecht und sozial ausgewogen sein mit der Folge, daß Leistungsfähige mehr bezahlen als weniger Leistungsfähige, das vergleichbare Sachverhalte auch gleich behandelt werden und daß sozial schwache Personengruppen angemessen eingestuft werden.


1.3
akzeptiert


Das System sollte demokratisch legitimiert sein und von der Masse der Mitglieder auch inhaltlich akzeptiert werden können.


1.4
transparent


Es sollte in der praktischen Durchführung transparent sein, d.h., durchschaubar und nachvollziehbar. 


1.5
effizient


Es sollte effizient sein, d.h., es sollten bei der Einwerbung der finanziellen Mittel keine unnötigen Kosten entstehen. Hierzu gehört, daß bewährte Teile des Finanzierungssystems (z.B. Einbindung der Finanzverwaltung und des Arbeitgebers) nicht verändert werden.


1.6
unabhängig


Es sollten zwischen Zahlern und Empfängern keine Abhängigkeiten entstehen.


1.7
nachhaltig


Das System sollte die Gewähr der Nachhaltigkeit bieten, damit Planungssicherheit gewährleistet ist.


Das bestehende Kirchensteuersystem, das gemäß den Artikeln 140 GG, 137 Abs. 6 Weimarer Reichsverfassung an die „Bürgerlichen Steuerlisten“ anknüpft, erfüllt im Großen und Ganzen diese Voraussetzungen. Die Einschränkung liegt in der Politik begründet, mit Steuern, u.a. auch der Einkommensteuer, staatliche Förderpolitik zu betreiben. Dies geschieht zum Beispiel durch Sonderabschreibungen oder Tarifermäßigungen, die sich jeweils auf die Höhe der Kirchensteuer auswirken. Diesem, dem Steuerrecht eher fremden Zweck, soll mit einer neuen Bemessungsgrundlage ausgewichen werden.

2.
Es ist jetzt nicht die Zeit, auf alle Überlegungen einzugehen, insbesondere, weil ein Ergebnis der Prüfungen noch nicht vorliegt. Aufgrund der genannten „Eckdaten“ läßt sich aber festzustellen, daß die Auswahl an Bemessungsgrundlagen nicht sehr groß ist. 


Soll grundsätzlich am „Einkommen“ festgehalten werden, kann nicht das „Brutto-Einkommen“ als Bemessungsgrundlage herangezogen werden. Das Einkommensteuerrecht kennt diesen Begriff nicht, bietet dagegen aber die „Summe der Einkünfte“ (§ 2 Abs. 3 Einkommensteuergesetz – EStG), den „Gesamtbetrag der Einkünfte“ (§ 2 Abs. 3 EStG), das „Einkommen“ (§ 2 Abs. 4 EStG) und das „zu versteuernde Einkommen“ (§ 2 Abs. 5 EStG). 


Die verwendeten Einkommensbegriffe unterscheiden sich jeweils durch Freibeträge oder Abzugspositionen, wobei das zu versteuernde Einkommen das Einkommen bei Berücksichtigung aller „Steuererleichterungen“ bezeichnet. Schon das „Einkommen“ als Anknüpfungspunkt würde zum Beispiel den Kinderfreibetrag, den Haushaltsfreibetrag und neu: den Betreuungsfreibetrag nicht berücksichtigen. Hier zeigt sich, daß das Anknüpfen an das „Einkommen“ einen Verzicht auf die Berücksichtigung der finanziellen Belastungen der Kindererziehung darstellen würde, ein Verzicht, der allerdings nicht im kirchlichen Interesse liegen kann.


Würden diese steuerlichen Freibeträge berücksichtigt, andere Ausgaben – vielleicht berechtigterweise – dagegen nicht berücksichtigt, ergeben sich Probleme mit der Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzverwaltung.


Wird ein Wechsel von der Einkommensteuer auf das zu versteuernde Einkommen als Bemessungsgrundlage erwogen, ist zu bedenken, daß damit auch ein kircheneigener Tarif festgelegt werden muß. Eine Festlegung auf einen schlichten Vom-Hundert-Satz würde zu erheblichen Verschiebungen gegenüber der derzeitigen Besteuerung und zu Ungerechtigkeiten führen.

3.
Ich möchte die Darstellung der Problematik hier abbrechen, nur noch darauf hinweisen, daß zwingend auch eine Abstimmung der Landeskirchen über einen gemeinsamen Tarif erforderlich wäre und sinnvollerweise auch Einvernehmen mit der katholischen Kirche hergestellt werden müßte.

4.
Dieser Überblick hat allerdings nicht den Zweck, deutlich zu machen, daß Handlungsmöglichkeiten und auch –notwendigkeiten nicht bestehen. Zweck der Ausführungen ist, wenigstens ansatzweise zu verdeutlichen, aus welchen Gründen sich das Finden eines tragfähigen Ergebnisses derart schwierig gestaltet.

C.

Sogenanntes „Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe“
1.
Besonders wegen der geplanten Einführung des sogenannten „Besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe“ habe ich die eingangs erwähnte Erkenntnis „der in Duisburg vertretenen rheinisch-westfälischen Großstadtgemeinden“ zitiert. 


Ihnen allen liegt ein umfangreiches Informationspapier zu den Rechtsgrundlagen, zum Sinn und Zweck der Erhebung dieses „Besonderen Kirchgelds“ sowie die wichtigsten hierzu ergangenen Urteile vor. Es ist deshalb nicht erforderlich, im Rahmen meiner Ausführungen auf alle Einzelheiten einzugehen. Einige Punkte sind allerdings hervorzuheben:

2.
Geplant und erhofft war die Einführung des „Besonderen Kirchgelds“ für das Jahr 2000. Mit diesem Termin hätten wir uns im Gleichklang mit den Landeskirchen in Niedersachsen und der Bremischen Kirche befunden, die ab diesem Jahr das „Besondere Kirchgeld“ erheben.


In Rheinland-Pfalz und in Hessen liegt die landesgesetzliche Ermächtigung zur Erhebung des „Besonderen Kirchgelds“ in den Kirchensteuergesetzen bereits vor. In Nordrhein-Westfalen hat sich leider eine gewisse Verzögerung im Blick auf die notwendige Änderung des Kirchensteuergesetzes des Landes ergeben, so daß uns zur Zeit noch keine staatliche Ermächtigungsgrundlage für die noch vorzunehmende Änderung unserer Kirchensteuerordnung vorliegt. Wir haben aber inzwischen die Zusicherung der Landesregierung erhalten, daß dem Landtag noch vor den Wahlen im Mai das Änderungsgesetz zur endgültigen Beschlußfassung vorliegen wird.


Im Saarland ist uns – noch von Vertretern der alten Landesregierung – vermittelt worden, daß ein Problem für die notwendige Ergänzung des Kirchensteuergesetzes nicht gesehen wird. Wir gehen davon aus, daß auch die neue Landesregierung diese Auffassung vertritt. Hierzu werden wir gemeinsam mit der Pfälzischen Landeskirche in Kürze nochmals Gespräche in Saarbrücken führen.


Wir hoffen deshalb, daß bis Ende Mai beide Kirchensteuergesetze geändert sind, so daß wir anschließend auch innerkirchlich handlungsfähig werden. 

3.
Ihnen liegt ein Antrag des Ständigen Finanzausschusses zum „Besonderen Kirchgeld“ vor. Ohne auf ihn konkret einzugehen, da er ja noch im Plenum erläutert werden wird, möchte ich einen Hinweis schon jetzt geben. Mit einer positiven Beschlußfassung werden Sie es der Kirchenleitung erleichtern, im Wege der Notverordnung die Änderung unserer Kirchensteuerordnung vorzunehmen. Diese wiederum ist Voraussetzung für ein Tätigwerden der Kirchensteuergläubiger, die entsprechend ihre Hebesatzbeschlüsse ergänzen müssen.

4.
Damit komme ich zu dem wichtigsten Bereich:


Die staatlichen Kirchensteuergesetze entscheiden nicht über die Erhebung des „Besonderen Kirchgelds“. Sie stellen ebenso wie unsere Kirchensteuerordnung nur die Ermächtigungsgrundlage, damit die Kirchensteuergläubiger, also Kirchengemeinden oder Gemeindeverbände in die Lage versetzt werden, die Erhebung des „Besonderen Kirchgelds“ zu beschließen.


Dies bedeutet aber, daß über 500 Gemeinden und Verbände gleichlautende Beschlüsse fassen müssen, da sonst die Erhebung des „Besonderen Kirchgelds“ durch die Finanzverwaltung nicht erfolgen kann. Ausnahmen hierzu sind rechtlich nicht möglich. Ich bitte Sie deshalb alle, sich dafür einzusetzen, daß die Beschlüsse, die wir allen Kirchengemeinden und Verbänden zuleiten werden, auch gefaßt werden.

5.
Neben diesem formalen Aspekt muß ich schließlich noch auf einen inhaltlichen hinweisen:


Im vergangenen Oktober hatte das Landeskirchenamt acht Veranstaltungen in Saarbrücken, Bad Kreuznach, Köln und Düsseldorf angeboten, um über das „Besondere Kirchgeld“ aufzuklären, Fragen zu beantworten und das Für und Wider zu diskutieren. Bedauerlicherweise war die Resonanz auf das Angebot bei weitem nicht so groß, wie wir dies gehofft hatten.


Wie wir inzwischen wissen, hat es auch Pannen bei der Informationsvermittlung gegeben. Wichtig ist in diesem Zusammenhang aber folgendes: 


In jeder dieser Veranstaltungen haben wir Vertreter des Landeskirchenamtes vor dem „worst case“ gewarnt, der in etwa so aussehen könnte:


Anfrage eines uninformierten Gemeindegliedes an ein Mitglied des Presbyteriums oder einen Mitarbeiter der Verwaltung:


„Wieso muß mein Mann/meine Frau plötzlich Kirchensteuer zahlen, obwohl er/sie doch gar nicht in der Kirche ist und ich nichts verdiene?“


Antwort des Presbyteriumsmitglieds bzw. des Verwaltungsmitarbeitenden:


Kann ich nicht sagen, ich weiß von nichts! Da hat sich das Landeskirchenamt wieder einmal etwas einfallen lassen, worüber wir nicht informiert sind! Im übrigen, so wie Sie das sagen, finde ich das auch nicht gut!“


Dieser „gedachte“ Fall ist mir inzwischen bereits zu häufig bekannt geworden – und zwar mit allen Antworten! – als daß ich ihn nicht ernst nehmen würde. 


Es bedarf keiner langen Erläuterungen, daß hierbei so ziemlich alles falsch gemacht wird, was falsch gemacht werden kann:


 Ich muß nicht darauf hinweisen, daß der Anstoß zur Einführung des „Besonderen Kirchgelds“ ein kreissynodaler Antrag an die Landessynode 1995 gewesen ist. Es dürfte auch eigentlich überflüssig sein, darauf hinzuweisen, daß die beabsichtigte Einführung jedem kirchlichen Funktionsträger bekannt sein muß. Und es bedarf schließlich auch keines Hinweises, daß wir alle in diesem durchaus sensiblen Bereich eine gemeinsame Auffassung vertreten müssen. Wie sonst könnten wir Außenstehenden die Richtigkeit und die Berechtigung der Erhebung des „Besonderen Kirchgelds“ glaubhaft vermitteln?


Das Landeskirchenamt ist mit derzeit einer bestehenden und einer neu im Stellenplan aufgenommenen Stelle für Steuerfragen jedenfalls nicht in der Lage, alle vor Ort mangels ausreichender Kenntnis nicht beantworteten Fragen zu beantworten. Ich bitte Sie deshalb dringend um Ihre Mithilfe bei der Vermittlung der Informationen an Gemeindeglieder, aber auch als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren bei der Vermittlung an kirchliche Mitarbeitende, seien es Hauptamtliche oder Ehrenamtliche. 

D.

Leitsätze zur Finanzpolitik

Die Landessynode hatte 1994 „Leitsätze zur Finanzpolitik der Ev. Kirche im Rheinland“ beschlossen. Zu den Leitsätzen 7 und 9 hat die Kreissynode Koblenz mit Beschluß vom 5. November 1994 den Antrag an die Landessynode gerichtet, Änderungen und Ergänzungen vorzunehmen (Anlage 2).

Dieser Antrag ist dem Ständigen Finanzausschuß zur weiteren Bearbeitung überwiesen worden.

Die außerordentliche Synode im Sommer 1994 hat aber letztlich dazu geführt, daß in der Rheinischen Kirche seit 1996 das Finanzausgleichsgesetz in neuer Fassung gilt. Der wesentliche Punkt bei der Veränderung war die Stärkung der Selbständigkeit aller drei Ebenen unserer Kirche. Dies führte zum einen zur Zuweisung eines festen Vom-Hundert-Satzes für die landeskirchlichen Aufgaben, zum anderen zur Festlegung eines Pauschalbetrages für jede Pfarrstelle.

Die Anträge der Kreissynode Koblenz bezogen sich aber inhaltlich auf das alte Finanzausgleichsgesetz und haben somit ihren Sinn verloren.

Die Kirchenleitung vertritt deshalb die Auffassung, daß die Anträge der Kreissynode Koblenz mit der Einführung des neuen Finanzausgleichsgesetzes erledigt sind.
E.

Steuerschätzung für das Jahr 2000

1.
Wir kommen zum landeskirchlichen Haushalt – und damit zu einem Bereich, den bis einschließlich dem vergangenen Jahr der Vorsitzende des Finanzausschusses vorgetragen hat.


Bruder Schmitz hat Ihnen bereits dargelegt, aus welchen sachlichen Gründen wir abgesprochen haben, dem Finanzdezernenten die Einbringung des Haushalts zu überlassen. Ich möchte die Gründe nicht wiederholen. Ich möchte aber diese Stelle nutzen, um dem Vorsitzenden des Finanzausschusses meinen Dank auszusprechen:


Mein Dank gilt zum einen für die vielen Jahre, in denen Bruder Schmitz der Synode den landeskirchlichen Haushalt in seiner unnachahmlichen Weise näher gebracht hat.


Mein Dank gilt aber zum zweiten ebenso seiner Großzügigkeit, mir die Gelegenheit zu eröffnen, den Haushalt an einzelnen Punkten konkreter in den Blick nehmen zu können. Dies bietet auch die Möglichkeit, auf Veränderungen, die im landeskirchlichen Haushalt in den vergangenen Jahren häufiger erfolgt sind, aufmerksam zu machen. Je bedeutsamer diese Veränderungen sind, um so wichtiger ist es, die entsprechenden Erläuterungen geben zu können.


Die durch den Verzicht von Bruder Schmitz eingeräumte Chance werde ich heute bereits nutzen müssen.

2.
Voraussetzung für die Aufstellung des landeskirchlichen Haushalts ist zunächst die Kirchensteuerschätzung für das Jahr 2000. Hierfür ist als erstes das Kirchensteueraufkommen für das Jahr 1999 zu ermitteln. Im Jahre 1999 ist das Kirchensteueraufkommen zu Beginn des Jahres in fast allen Landeskirchen gegenüber dem Vorjahr bis zum April deutlich gestiegen, in der Rheinischen Kirche um 8,63 v.H. Ab Mai allerdings trat eine Wende ein und der Zuwachs gegenüber 1998 ging zurück. Nach ersten Hoffnungen, das Jahr 1999 mit einem Plus von 5 v.H. abschließen zu können, mußte die Schätzung im September bereits auf 3 v.H. korrigiert werden. Nachdem inzwischen auch die Daten für einschließlich den Monat November vorliegen, ist der Zuwachs auf 0,78 v.H. im Verteilungsbetrag zurückgegangen. Da der Verteilungsbetrag im Dezember 1998 nicht überdurchschnittlich gut gewesen ist, hoffen wir insgesamt doch noch, ein Plus von 1 v.H. gegenüber 1998 zu erreichen.

3.
Zu dieser Hochrechnung ist festzustellen, daß die für die Haushaltsaufstellung zugrunde gelegte Kirchensteuerschätzung für das Jahr 2000 von einem Plus von 3 v.H. gegenüber 1998 ausgeht, so daß die Ausgangszahl für die Schätzung für das Jahr 2000 um zwei Prozentpunkte zu hoch liegt. Das Kirchensteueraufkommen wird 1999 dann wahrscheinlich lediglich 1.101 Mio. DM statt den geplanten 1.128 Mio. DM betragen.

4.
Die Schätzung für das Jahr 2000 orientiert sich in erster Linie an der Prognose für das Wirtschaftswachstum. Diese liegt im Bereich eines Zuwachses von 2,3 – 2,6 v.H. gegenüber 1999. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt dürften aber nach allgemeiner Ansicht nur schwach sein. Die Arbeitslosenzahlen werden nach den Schätzungen um ca. 220.000 auf 3,9 Mio. sinken. Allerdings ist nicht in entsprechendem Umfang mit neuen Stellen zu rechnen, da der Rückgang wesentlich darauf zurückgeführt wird, daß weniger junge Menschen in das Berufsleben eintreten als ältere ausscheiden. Die Zahl der geschätzten neuen Stellen schwankt für 2000 zwischen 50.000 (Institut für Weltwirtschaft, Kiel) und 150.000 (Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung). Festzuhalten bleibt, daß lediglich eine geringe Zahl zusätzlicher Arbeitsplätze geschaffen werden wird.


Gegenüber dieser leichten wirtschaftlichen Besserung sind als Korrektiv – wie zur Zeit jährlich – die Auswirkungen der Änderungen des Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen. Rein rechnerisch führt die Zweite Stufe des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 zu einem Kirchensteuerminderaufkommen von 47 Mio. DM. Hinzu kommen die Veränderungen des Einkommensteuergesetzes durch das Familienförderungsgesetz, die rechnerisch zu weiteren Mindereinnahmen von 17 Mio. DM führen.


Trotz dieser – zumindest rechnerisch – deutlichen Einnahmerückgänge haben wir auf der Basis des prognostizierten Aufkommens von 1.128 Mio. DM lediglich einen Rückgang von 1 v.H. auf 1.114 Mio. DM geschätzt. Dies hat seinen Grund in den Unwägbarkeiten, die sich aus den Auswirkungen der Steuerreform auf das Wirtschaftswachstum ergeben.

5.
Angesichts der inzwischen weitgehend gesicherten Erkenntnis, daß das Steueraufkommen dieses Jahres lediglich bei ca. 1.101 Mio. DM liegen dürfte, ist damit zu rechnen, daß die Schätzung für das Jahr 2000 zu hoch ausgefallen ist.


Ich möchte deshalb dringend alle diejenigen bitten, die für die Finanzen in unserer Kirche Verantwortung tragen, die Entwicklung des Kirchensteueraufkommens genau zu verfolgen, um gegebenenfalls die Ausgaben nochmals auf ihre Notwendigkeit überprüfen zu können.


Gleichzeitig soll dieser Hinweis nicht zu übertriebenen Aktionen führen. Aufgrund der zurückhaltenden Schätzung für das Jahr 1999 müßte eigentlich bei allen Kirchengemeinden, Verbänden und Kirchenkreisen das Kirchensteueraufkommen im vergangenen Jahr über den Haushaltsansätzen liegen, so daß Restmittel aus 1999 noch zur Aufstockung der Ausgleichsrücklage vorhanden sein müßten.

F.

Haushalt der Landeskirche 2000

1.
Zum Haushalt „landeskirchliche Aufgaben“ (Teil A I a) und „landeskirchliche Einrichtungen“ (Teil A I b)


Der dem Haushalt vorgehefteten Übersicht über die Soll-Ansätze der Haushaltsjahre 1999 und 2000 können Sie entnehmen, daß die Ausgaben von ca. 152.600 TDM auf ca. 168.250 TDM, also um 10,26 v.H. steigen. Angesichts der geschilderten finanziellen Situation erscheint diese Steigerung auf den ersten Blick jedenfalls deutlich unpassend zu sein. Ich möchte deshalb versuchen, Ihnen die Differenz in Höhe von 15.651 TDM zu erläutern:


Für die Finanzierung des Vorruhestandes, die sogenannte 58er-Regelung, sind im Haushalt 8.076 TDM veranschlagt. Für den Sonderdienst müssen wir im kommenden Jahr 1.337 TDM zusätzlich aufwenden. Beide Beträge, in einer Summe von 9.413 TDM, werden den dafür zur Verfügung stehenden Fonds entnommen, belasten somit nicht die laufenden Einnahmen, sondern erhöhen lediglich das Haushaltsvolumen (Anlage 3). 


Im kommenden Jahr sind darüber mehrere Ausgaben vorgesehen, die den Haushalt nur einmalig belasten und somit keine kontinuierliche Erhöhung des Ausgabevolumens bedeuten. Hierbei handelt es sich um die Erneuerung unserer Telefonanlage (482 TDM), um die Abwicklung eines seit Jahren angesammelten Defizits beim Druck der Rechtssammlung, des Kirchlichen Amtsblatts und des Gemeindeverzeichnisses sowie um die Kosten der Erstellung einer elektronischen Druckvorlage und Neudruck der Rechtssammlung (350 TDM), den Druck des Heftes für die Ehrenamtlichen (35 TDM), die Ausgaben für das „Millennium“ (700 TDM) sowie Mehrkosten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, die im Zusammenhang mit der Zusammenlegung der „Ev. Kommentare“ mit den „Lutherischen Monatsheften“ auf uns zukommen (80 TDM). Dies ergibt in der Summe einen Betrag von 1.647 TDM (Anlage 3).


Schließlich führt die Deckung des Liegenschaftshaushaltes der Landeskirche zu einer Erhöhung des Haushaltsvolumens, da aus den verschiedenen Einzelhaushalten insgesamt ein Betrag von 320 TDM in den Haushalt der Zentralen Dienste gebucht werden muß (Anlage 3).


Diese Beträge summieren sich insgesamt auf 11.380 TDM. Damit steigt der Haushalt bei den übrigen Ausgaben lediglich noch um 4.271 TDM. Gemessen an den Ausgaben von 168.249 TDM ergibt sich eine Ausgabensteigerung von 2,54 v.H.


Angesichts einer Anhebung der Personalkosten um 2,5 v.H. entfallen bei einem Anteil der Personalkosten am Gesamtvolumen des Haushalts von etwas über 60 v.H. mehr als 2.700 TDM auf Steigerungen im Personalkostenbereich. Die Erhöhung der Sachkosten und die Zuweisungen an die Haushalte der landeskirchlichen Einrichtungen liegen demnach bei ca. 1.500 TDM. Dies entspricht einer Steigerung gemessen an dem Sachkostenanteil in Höhe von 67.300 TDM von ca. 2,2 v.H. 


Nur noch zwei Positionen, die aus den 1.500 TDM finanziert werden, möchte ich hier erwähnen:


Die Übernahme der Kosten der Sporthalle des Schulzentrums Hilden aus dem Internatshaushalt in den Schulhaushalt führt zu Mehrkosten im landeskirchlichen Haushalt von 43 TDM. Die zusätzlich aufgenommenen Kosten für die Fortbildung durch Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen führt zu Mehrkosten von 47 TDM. Insgesamt haben wir uns bemüht – und im wesentlichen auch eingehalten –, keine Steigerungen in den einzelnen Positionen vorzusehen.


Dennoch ist notwendig geworden, zur Deckung des Haushalts 2000 eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage in Höhe von 1.867 TDM einplanen zu müssen. Aber auch zu diesem Betrag ist eine Erläuterung notwendig:


Nach Beschlüssen dieser Synode bzw. des Ständigen Finanzausschusses können einige Ausgaben – soweit es erforderlich wird - über die Ausgleichsrücklage finanziert werden. Hierbei handelt es sich um die Finanzierung der Beilage zu den Tageszeitungen (1.600 TDM), die Kosten für das „Millennium“ (700 TDM) sowie die Ausgaben für die „kw“-Stellen im Landeskirchenamt (7,5 kw-Stellen) und in den landeskirchlichen Einrichtungen (8,82 kw-Stellen) mit einem finanziellen Umfang von 1.473 TDM. 


Damit wäre eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage allein nach diesen Positionen im Umfang von 3.773 TDM möglich, was bedeutet, daß wir 1.906 TDM durch laufende Einnahmen haben decken können (Anlage 4).

2.
Stellenplan des Landeskirchenamtes

Im vergangenen Jahr hat der Vorsitzende des Finanzausschusses in seiner Einbringung des Haushaltes die Leitung des Landeskirchenamtes gemahnt, darauf zu achten, daß der Stellenabbau nicht zu einer Arbeitsunfähigkeit des Hauses führt. Selbstverständlich hat die Arbeitsfähigkeit auch für den für den Stellenplan zuständigen Vizepräsidenten oberste Priorität. Er hat deshalb die Mahnung des Vorsitzenden des Finanzausschusses auch nicht als Aufforderung zur Stellenerweiterung verstanden, gleichwohl aber sind auch in diesem Jahr einige Veränderungen im Stellenplan vorgesehen.


So finden sich im Stellenplan des Landeskirchenamtes zehn neue Stellen, gleichzeitig aber auch 5,5 Stellenstreichungen. Kostenmäßig macht sich diese Veränderung allerdings nur gering bemerkbar, weil einige höher bewertete Stellen aufgehoben wurden, während die neu zu errichtenden Stellen niedriger bewertet sind. Hinzu kommt, daß die Eingliederung der Arbeitsstelle für Erwachsenenbildung in das Landeskirchenamt bereits zwei Stellen durch Umsetzung aus dem Stellenplan der landeskirchlichen Einrichtungen in das Landeskirchenamt zu einer Erhöhung des Stellenplans führt, die sich kostenmäßig nicht auswirkt.


Insgesamt erhöhen sich die Personalausgaben aufgrund der Stellenplanveränderung um 84 TDM.

3.
Zum Haushalt „gesetzliche, gesamtkirchliche Aufgaben“ (Teil A II)

Dieser Haushalt ist, wie Sie wissen, bedarfsdeckend zu finanzieren. Die Umlage, die zur Finanzierung erhoben werden muß, verringert sich im kommenden Haushalt von 9,39 v.H. auf 8,85 v.H. vom Netto-Kirchensteueraufkommen.


Wichtiger als diese positive Veränderung des Vom-Hundert-Satzes ist allerdings die Feststellung, daß die Ausgaben in diesem Haushalt um 1.575 TDM sinken. Hieran läßt sich erkennen, daß im Bereich der EKD und der EKU weiter ein deutlicher Sparkurs eingehalten wird.


Hinzuweisen ist schließlich noch, daß ein „neuer“ Arbeitsbereich in diesem Haushalt veranschlagt ist. Es handelt sich um die Kosten für regionale Ortskräfte und einen landeskirchlichen Koordinator für Arbeitssicherheit. Diese Position führt zu Ausgaben in Höhe von 395 TDM. Allerdings vermindern sich dafür die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung um 962 TDM.

4.
Zum Haushalt „Zentrale Pfarrbesoldung“ (Teil B)

Mit diesem Haushalt liegt Ihnen eine Kostenaufstellung vor, die für die kommenden Jahre wieder einen Vergleich ermöglicht. Die in diesem Jahr ausgewiesene Ausgabensteigerung um 33.489 TDM (11,35 v.H.) auf 328.438 TDM ergibt sich im wesentlichen aus drei Gründen:


Zum einen steht im Jahr 2000 kein Überschuß aus 1998 zur Entlastung zur Verfügung, wie dies 1999 der Fall war (2000: 870 TDM, 1999: 10.514 TDM). Zum zweiten zahlt die Zentrale Pfarrbesoldung ab dem Jahr 2000 an alle Theologinnen und Theologen den Dienstwohnungsbetrag – früher: Ortszuschlag – in voller Höhe aus und drittens führt die Verlängerung des Probedienstes zu einer Überschneidung bei den Jahrgängen in diesem Bereich.


Für die Pfarrstellenpauschale hat dies die Auswirkung, daß sie von ca. 127 TDM auf 151 TDM steigt. Die Einzelheiten können Sie der Anlage 4 entnehmen. 


Die Umlage erhöht sich zudem von 4,83 v.H. auf 5,14 v.H. des Netto-Kirchensteueraufkommens. Ausschlaggebend hierfür ist, daß mit der Verlängerung der Probedienstzeit erstmals 7 Einstellungstermine parallel mit Mehrkosten in Höhe von 5.100 TDM abgewickelt werden müssen. Zum zweiten schlägt auch hier die Zahlung des Dienstwohnungsbetrages an die Schul- und JVA-Pfarrerinnen und Pfarrer mit 2.800 TDM zu Buche (Anlage 4).


Für die Pfarrstellenpauschale ist allerdings zu berücksichtigen, daß ein Teil 


(ca. 11 TDM) in Form der Dienstwohnungsvergütung wiederum an die Körperschaften zurückfließt, die die Dienstwohnungen zur Verfügung stellen.


Der Vollständigkeit halber soll nicht unerwähnt bleiben, daß die Anzahl der Pfarrstellen, für die eine Pauschale zu entrichten ist, im Zeitraum von Juli 1998 bis Juli 1999 von 1.658,67 auf 1.623,09 gesunken ist.

5.
Zum Haushalt „Finanzausgleich“ (Teil C)

Nach dem Beschluß des Erweiterten Finanzausschuß vom September 1999 ändert sich vom Prinzip für den Finanzausgleich nichts. Der Synode liegt hierzu – wie immer – eine eigene Drucksache vor, so daß ich mich auf den Hinweis beschränken kann, daß das Volumen – geplant – von 66.403 TDM auf 76.188 TDM steigen wird.

6.
Zum Haushalt „Strukturfonds“ (Teil D)

Nach § 14 des Finanzausgleichsgesetzes läuft der Strukturfonds in diesem Jahr aus. Die Synode wird sich hierzu noch mit einem Initiativantrag aus dem vergangenen Jahr beschäftigen, so daß auch hier lediglich das Volumen benannt werden soll. Es liegt für das Jahr 2000 bei 770 TDM.

Insgesamt kann ich Ihnen damit einen Haushalt vorlegen, den ich Ihnen nach den Beratungen im Finanzausschuß mit gutem Gewissen zur Beschlußfassung empfehlen kann.

Anlage 1

a)

ANTRÄGE von Kreissynoden AN DIE LANDESSYNODE 1998

   1.
Kreissynode Aachen

Die Lan​des​synode möge beschließen:

Die Kirchenleitung wird beauftragt, Verhandlungen mit der EKD und ihren Glied​ki​rchen mit dem Ziel zu führen, daß für die Erhebung der Kirchenlohn- und Kir​chen​ein​kom​men​steu​er eine andere Bemessungsgrundlage als die Lohn-/ Ein​kommensteuer festgelegt wird. Der Kirchensteuereinzug durch die Betriebsstät​ten und Finanz​ämter muß dabei erhalten bleiben.

(Beschluß vom 7./8. November 1997)


Vorschlag der Kirchenleitung:


Überweisung an den Finanzausschuß (VI)

27.
Kreissynode Essen-Nord

Die Landessynode wird gebeten, nach Möglichkeiten zu suchen, für die kirch​li​chen Haus​hal​te zusätzliche Einnahmen zu erschlie​ßen. Dabei ist zu prüfen,

a)
die Kirchensteuer künftig so zu gestalten, daß sie nicht an den Endbetrag der staat​li​chen Lohn- bzw. Einkommensteuer, sondern unmittelbar an das zu ver​steu​ern​de Einkommen, von dem die Lohn- bzw. Einkommensteuer be​rech​net wird, anknüpft.

b)
ob und welche Möglichkeiten bestehen, neben dem Kir​chen​steu​er​auf​kom​men zu​sätz​li​che Einnahmen zu erschließen.

(Beschluß vom 24./25.10.1997)


Vorschlag der Kirchenleitung:


Überweisung an den Finanzausschuß (VI)

Auszug aus dem Protokoll der Landessynode vom 15.1.1998

Betr.: 

Antrag der Kreissynode Essen-Nord betr. zusätzliche Ein​nah​men für kirch​li​che Haushalte und Antrag der Kreissynode Aachen betr. Er​he​bung der

Beschluß 69:

Die Kirchenleitung wird gebeten, Schritte einzuleiten, die zu einer anderen Be​mes​sungs​grund​la​ge für die Kirchensteuer führen können.

Die Landessynode erinnert an die Ergebnisse der Arbeitsgruppe III der Per​spek​ti​vkom​mis​si​on zu alternativen Fi​nan​zie​rungs​mög​lich​kei​ten, die an alle Kirchenkreise wei​ter​ge​lei​tet worden sind.

(Einstimmig)

Anlage 2

Auszug aus dem Protokoll der Landessynode 1995 – Drucksache 12 –

Nr. 39
Kreissynode Koblenz

Die Kreissynode macht sich im Grundsatz die Leitsätze zur Finanzpolitik der evangelischen Kirche, wie sie auf der Landessynode 1994 beschlossen worden sind, zu eigen und bittet die Landessynode um folgende Änderungen:

Leitsatz 7 ist zu streichen:

Begründung: Wenn gemäß Leitsatz 9 alle Ebenen selbstverantwortlich haushalten sollten, ist es nicht sinnvoll und logisch, die Finanzpolitik der gesamten Kirche durch Rückstellungen auf der landeskirchlichen Ebene zu steuern. Alle drei Ebenen müssen sich flexibel den jeweiligen Schwankungen der Einnahmen anpassen.

Leitsatz 9, Satz 1, ist zu ergänzen:

Die Kirchengemeinden, Verbände, Kirchenkreise und die Landeskirche sind selbst dafür verantwortlich, die Ausgaben den Einnahmen anzupassen.

Begründung: Bei einem Rückgang der Kirchensteuereinnahmen müssen alle drei Ebenen gleichmäßig belastet werden. Die geforderte Eigenverantwortung muß auch für die Landeskirche gelten.

Votum der Kreissynode Koblenz zur zukünftigen Gestaltung der landeskirchlichen Umlagen

Die Kreissynode stellt fest, daß die landeskirchlichen Umlagen 1995 die Gemeindeebene überproportional belasten. Die Umlage- sätze sind deshalb nur einmalig und so nicht wiederholbar zu akzeptieren.

Votum der Kreissynode Koblenz zur Durchführung einer Verwaltungsreform

Die Durchführung einer Verwaltungsreform sowohl in der Organisation als auch in der Rücknahme von Verwaltungsvorschriften ist auf allen drei Ebenen zwingend erforderlich. Der Einsatz von unabhängigen Unternehmensberatungen soll überprüft werden.

(Beschluß vom 5.11.1994)


Vorschlag der Kirchenleitung:


Überweisung an den


Ständigen Finanzausschuß: Leitsätze 7 und 9


Finanzausschuß (VI): Votum betr. lk. Umlagen


Kirchenleitung: Votum "Verwaltungsreform"

Auszug aus dem Protokoll der Landessynode vom 8.1.1995

Nr. 39

Kreissynode Koblenz betr. Leitsätze zur Finanzpolitik:




a) - Votum "Verwaltungsreform"




b) - Leitsätze 7 und 9

Beschluß  15:

Der Antrag der Kreissynode Koblenz betr. Leitsätze zur Finanzpolitik zu a) - Votum "Verwaltungsreform" - wird an die Kirchenleitung und zu b) - Leitsätze
7 und 9 - an den Ständigen Finanzausschuß überwiesen.

(Mit Mehrheit)

Leitsätze
III.

Maßnahmen zur Verbesserung und Verdeutlichung der landeskirchlichen Finanzwirtschaft

7. Leitsatz

Die Landeskirche hat dafür zu sorgen, daß größere Schwankungen in den Berechnungssätzen für die Umlage I und die Umlage II vermieden werden, damit die Gemeinden und Verbände für ihre Finanzplanung eine berechenbare Grundlage behalten. Dafür sind aus den Mehreinnahmen und Minderausgaben des Haushaltes der Landeskirche Rückstellungen zu bilden, aus denen die entsprechenden Ausgleichsbeträge für den Haushalt zur Entlastung der Gemeinden bereitzustellen sind.

-----------------------------

Mit diesem Leitsatz wird lediglich eine schon bisher geübte Praxis festgeschrieben. Mehreinnahmen und Minderausgaben des Lk.-Haushalts sind Überschüsse, die anzeigen, daß die Umlage I oder die Umlage II nicht in der eingenommenen Höhe benötigt worden sind. Die ersparten Mittel wurden schon bisher mit Zustimmung des Ständigen Finanzausschusses und der Kirchenleitung einer Rückstellung zugeführt und verzinst angelegt. Dieses Geld bleibt gesondert für sich ausgewiesen, und der Bestand ist einschließlich der erwirtschafteten Zinsen jederzeit nachweisbar. Es konnte zum Einsatz kommen, als Kirchensteuermindereinnahmen z. B. aufgrund der drei großen Steuerreformen des Bundes mit erheblicher Auswirkung auf die Kirchensteuern oder aufgrund der Mehrbelastung an Ausgaben für die Evangelische Kirche im Rheinland durch die Hilfszahlungen für die Personalkosten der östlichen Gliedkirchen, zu einer gravierenden Verschlechterung der Umlagesätze U I und U II geführt hätte, wenn die Rückstellungen nicht vorhanden gewesen wären. Der Einsatz dieser Rückstellungsmittel machte es möglich, daß die Einnahme-Verluste, wie die statistischen Übersichten nachweisen, mit Hilfe dieser Mittel aufgefangen wurden und so die U I und U II-Berechnungssätze kontinuierlich zugunsten der Gemeinden oder Verbände noch verbessert werden konnten. Der Hinweis, die Zahlungen der Umlage I und der Umlage II müßten dann eingestellt werden und das Geld bei den Gemeinden verbleiben, wenn die Sollhöhe des Haushaltsansatzes erreicht ist, würde notwendig machen, daß jede Gemeinde für sich auch für die Umlagensicherung zusätzlich eine entsprechende Rückstellung machen müßte, um Umlageschwankungen auszugleichen. Die Bildung von Rückstellungen aus Überschüssen des Lk.-Haushalts zum Ausgleich dieser Schwankungen wäre dann nicht mehr möglich. Eigene Rückstellungsbildung durch die Gemeinden wäre von den sogenannten  "reichen" Gemeinden auch zu leisten, aber besonders die Gemeinden im Süden der Landeskirche wären dazu nicht in der Lage und hätten mit erheblichen Einnahmeschwankungen zu rechnen. Deshalb hat der Finanzausschuß schon bisher den vorgeschlagenen Weg für besser erachtet. Die zurückgestellten Mittel bleiben auch vollständig einschließlich der Zinsgewinne für die Gemeinden auf diese Weise erhalten. Die übergreifende Finanzplanung dient so der Finanzwirtschaft der Gemeinden und Verbände.

9. Leitsatz

Die Kirchengemeinden und Kirchenkreise sind selbst dafür verantwortlich, ihre Ausgaben den Einnahmen anzupassen. Dazu gehören Planungen, was zu geschehen hat, wenn Sparen zwingend erforderlich ist. Eine zentrale Planung für Sparmaßnahmen ist in der Evangelischen Kirche im Rheinland nicht möglich.

--------------------------

Zwei von der Landessynode eingesetzte Prioritätenausschüsse haben keine Ergebnisse gebracht. Deutlich wurde, daß letztlich jede Körperschaft für sich entscheiden muß, welche Aufgaben sie reduzieren oder aufgeben will, wenn es notwendig werden sollte aufgrund zurückgehender Einnahmen, die Ausgaben zu kürzen. Es wäre gut, wenn diese Überlegungen schon rechtzeitig vor einer solchen Zwangsmaßnahme von allen Körperschaften der rheinischen Kirche angestellt würden, aber das scheint Illusion. Ohne den wirklichen Druck werden keine Ergebnisse zu erwarten sein. Auf der Ebene der Landeskirche hat der Ständige Finanzausschuß Vorschläge für sogenannte kw-Vermerke gemacht. Diese stimmen fast genau mit den Vorstellungen überein, die der Präses entwickelt hat. Aber auch hier gab es entscheidenden Widerstand der Betroffenen, so daß bis heute keine Übereinkunft erzielt werden konnte. kw-Vermerke machen deutlich, wo in der Zukunft ein Arbeitsgebiet der Landeskirche eingeschränkt oder auch aufgegeben werden kann. Sie sind weit auf Zukunft gerichtet, weil erst im Falle des Freiwerdens der Stelle ein Vollzug der Entscheidung ansteht. Es ist also kein Fall von Personalentlassungen bei bestehenden Arbeits- oder Dienstverhältnissen. Dennoch sind auch diese Überlegungen ohne Erfolg geblieben.

Als Folge dieser mangelnden Bereitschaft zur Planung im voraus bietet sich als einziger Weg für den Fall der Mindereinnahmen an, daß es zu Festschreibungen der Haushalte aller Körperschaften auf allen Ebenen in der jetzt bestehenden Höhe kommt. Dies ist sicher der schlechteste Weg für eine Finanzplanung, aber auch das wird jede Körperschaft in eigener Verantwortung entscheiden müssen.

 Entschieden muß davor gewarnt werden, den Personalstand zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch weiter auszuweiten. Personalkosten sind Dauerverpflichtungen, von denen ein Träger sich nur sehr schwer lösen kann. Als warnendes Beispiel sei genannt, daß der Personalbestand in der Evangelischen Kirche im Rheinland und Diakonie einschließlich der Pfarrerschaft in der Zeit von 1973 auf 1979 von 34.435 auf 47.058 und bis 1993 weiterhin auf 68.748 Personen gestiegen ist.

Das ist von 1973 bis 1993 eine prozentuale Steigerung von 100 %. Im Grunde muß die Landessynode eigentlich eine sofortige Stellenplanbegrenzung verfügen.

Anlage 3

Haushalt A I a)
Differenz zum Jahr 1999
15.651
 TDM     

Zusammensetzung

Einnahmen
a)
höhere Umlage (10,25%)
4.886

b)
Entnahme Fonds 58er-Regelung
8.076

c)
Entnahme Personalplanungsfonds


(Mehrausgaben Sonderdienst)
1.337

d)
höhere sonstige durchlaufende Mittel
   299

e)
Entnahme Ausgleichsrücklage 


(Mehrentnahme gegenüber 1999)
   435

f)
höhere eigene Einnahme


(im wesentlichen Zinseinnahmen)
   618

15.651
Ausgaben
a)
58er-Regelung
8.076


Mehrkosten Sonderdienst
1.337
9.413

(Fondsentnahmen)
b)
Telefonanlage
482


Rechtssammlung, KABl, GemVerz
350


Heft „Ehrenamtliche“
  35


Millennium
700


Zusammenlegung „Ev. Kommentare


mit Luth. Monatsheften (zusätzlich)
   80
1.647

(einmalige Ausgaben)
c)
Umbuchungen aus Einzelhaushalten


in den Liegenschaftshaushalt

  320

(Doppelbuchungen)
Summe

11.380

d)
Personalkostensteigerung   
   ca. 2.700

e)
Sachkostensteigerung
   ca. 1.571
4.271

Gesamtsumme:


15.651
Anlage 4

1.
Finanzierung aus Ausgleichsrücklage zur Deckung des Haushalts A I

1,600 Mio. DM

Beilage zu Tageszeitungen


0,700 Mio. DM

Millennium


0,834 Mio. DM

7,5 kw-Stellen im LKA


0,039 Mio. DM

0,65 übertragene kw-Stellen von PS Essen an HdB


0,600 Mio. DM

8,17 kw-Stellen landeskirchliche Einrichtungen


3,773 Mio. DM
2.
Erhöhung der Pfarrbesoldungspauschale 2000:

a)
Vortrag aus Vorjahren um rd. 9,6 Mio. DM geringer =  
rd.
6.000,00 DM


b)
Auszahlung Dienstwohnungsbetrag und Erhöhung Kinderanteil ab 3. Kind =
rd.
15.020,00 DM


c)
2,5 % Erhöhung für 2000 =
rd.
3.300,00 DM


d)
Pauschale 1999 =
rd.
127.640,00 DM

e)
Pauschale 2000 =
rd.
151.960,00 DM

3.
Erhöhung der Pfarrbesoldungsumlage von 4,83 v.H. auf 5,14 v.H.

a)
Verlängerung der Probedienstzeit mit daraus erstmals resultierenden Überschneidung von 7 Einstellungsterminen
5.100.000 Mio. DM


b)
Mehrkosten bei der Besoldungszahlung für die Schul-/JVA-Pfarrer/innen wegen der Vollauszahlung des „Dienstwohnungsbetrags“, der als Dienstwohnungsvergütung an die Anstellungsträger weitergegeben wird.
2.800.000 Mio. DM

26
25

